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Suhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung von Amtsgerichtsbezirken, S. 309. — Geſetz, betreffend die 
Errichtung einer Centralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredites, S. 310. 


(Nr. 9769.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Amtsgerichtsbezirken. Vom 30. Juli 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Gl, 
In Abänderung der Verordnung vom 5 Juli 1879 (Gefeh-Samml. 
S. 393) werden zugelegt: 

1) die Gemeinden Neukirchen und Studziniee im Kreiſe Shubin, unter 
Abtrennung von dem Amtsgerichte zu Schubin, dem Amtsgerichte zu 
Erin; 

2) der Gutsbezirk Joſephat und der Gemeindebezirk Kamenzdorf im Kreife 
Brieſen, unter Abtrennung von dem Amtsgerichte zu Strasburg in 
Weſtpreußen, dem Amtsgerichte zu Gollub; 

3) die Gemeinde Schobenſee im Kreiſe Ortelsburg, unter Abtrennung von 
dem Amtsgerichte zu Ortelsburg, dem Amtsgerichte zu Paſſenheim;; 

4) die Gemeinden Wachow und Gohlitz im Kreiſe Weſthavelland, unter 
Abtrennung von dem Amtsgerichte zu Brandenburg, dem Amtsgerichte 
zu Nauen; 

5) die Gemeinde Dörnten im Kreiſe Goslar, unter Abtrennung von dem 
Amtsgerichte zu Liebenburg, dem Amtsgerichte zu Goslar. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. Auguſt 1895. 


5 
= §. 2. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1895 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 30. Juli 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Boetticher. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


u! (Nr. 9770.) Geſetz, betreffend die Errichtung einer Centralanſtalt zur Förderung des genoſſen⸗ 
h 110 4 0 ſchaftlichen Perſonalkredites. Vom 31. Juli 1895. 
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t Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


5 05 GA verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
E 38 5 „ was folgt: 
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AST 
. Al a Zur Förderung des Perſonalkredites (8. 2), insbeſondere des genoſſenſchaft⸗ 
. 9 lichen Perſonalkredites, wird unter dem Namen 
„ 109 69 „Preußiſche Central-Genoſſenſchafts⸗Kaſſe“ 
a 13 eine Anſtalt mit dem Sitze in Berlin errichtet. 
27 NAN Die Anftalt beſitzt die Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon, fie ſteht unter 


Aufſicht und Leitung des Staates. 


(A 85 2 
Die Anſtalt iſt befugt, folgende Geſchäfte zu betreiben: 
1) zinsbare Darlehne zu gewähren an 
a) ſolche Vereinigungen und Verbandskaſſen eingetragener Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889 
— Reichs⸗Geſetzbl. S. 55 —), welche unter ihrem Namen vor 
Gericht klagen und verklagt werden können, 
b) die für die Förderung des Perſonalkredites beſtimmten landſchaft⸗ 
lichen (ritterſchaftlichen) Darlehnskaſſen, 
e) die von den Provinzen (Landeskommunalverbänden) errichteten 
gleichartigen Inſtitute; 
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2) von den unter 1 gedachten Vereinigungen u. ſ. w. Gelder verzinslich 

anzunehmen. | 
Zur Erfüllung dieſer Aufgaben (1 und 2) ift die Anſtalt außer⸗ 
dem befugt: i | 

3) fonftige Gelder im Depofiten und Checkverkehr anzunehmen; 

4) Spareinlagen anzunehmen; 

5) Kaſſenbeſtände im Wechſel-, Lombard- und Effektengeſchäft nutzbar zu 
machen; 

6) Wechſel zu verkaufen und zu acceptiren 

7) Darlehne aufzunehmen; 

8) für Rechnung der unter 1 bezeichneten Vereinigungen u. ſ. w. und 
der zu denſelben gehörigen Genoſſenſchaften ſowie derjenigen Perſonen, 
von denen ſie Gelder im Depoſiten⸗ und Checkverkehr oder Spar⸗ 
einlagen oder Darlehne erhalten hat, Effekten zu kaufen und zu ver⸗ 
kaufen. 

Der Geſchäftskreis der Anſtalt kann durch Königliche Verordnung über 

die in 1 genannten Vereinigungen hinaus durch die Hereinbeziehung beſtimmter 
Arten von öffentlichen Sparkaſſen erweitert werden. 


$. 3. 
Der Staat gewährt der Anſtalt für die Dauer ihres Beſtehens als 
Grundkapital eine Einlage von 5 Millionen Mark in dreiprozentigen Schuld⸗ 
verſchreibungen nach dem Nennwerthe. 


H. 4. 

Der Finanzminiſter wird zur Ausgabe der Schuldverſchreibungen (F. 3) 
ermächtigt. Er beſtimmt, zu welchen Beträgen und zu welchen Bedingungen 
der Kündigung die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 (GGeſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


§. 5. 

Es bleibt den im F. 2 gedachten Vereinigungen u. ſ. w. vorbehalten, ſich 
gleichfalls an der Anſtalt mit Vermögenseinlagen nach näherer Beſtimmung der 
Aufſichtsbehörde zu betheiligen. 5 

F. 6. 

Von dem beim Jahresabſchluſſe fih ergebenden Reingewinne der UAn- 
ſtalt wird: 

1) zunächſt die eine Hälfte zur Bildung eines Reſervefonds, die andere 

Hälfte zur Verzinſung der Einlagen (SS. 3 und 5) bis zu 3 vom 
(Nr. 9770.) 
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Hundert verwendet, ein etwaiger Ueberreſt aber ebenfalls dem Reſerve⸗ 
fonds zugeführt; 

2) ſobald der Reſervefonds ein Viertel der Einlagen beträgt, eine Ver⸗ 
zinſung der Einlagen bis zu 4 vom Hundert gewährt und der Reſt 
dem Reſervefonds zugeführt. 


NL 

Die Aufſichtsbehörde erläßt die Geſchäftsanweiſungen für das Direktorium 
(F. 8), ſowie die Dienſtinſtruktionen für die Beamten der Anſtalt und verfügt 
die erforderlichen Abänderungen. 

§. 8. 

Die Anſtalt wird durch ein Direktorium verwaltet, ſowie nach außen 
vertreten. 

Das Direktorium beſteht aus einem Direktor und der erforderlichen An⸗ 
zahl von Mitgliedern und faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit, hat jedoch 
bei feiner Verwaltung überall den Vorſchriften und Weiſungen der Auffſichts⸗ 
behörde Folge zu leiſten. 

Der Direktor und die Mitglieder des Direktoriums werden auf den Vor⸗ 
ſchlag des Staatsminiſteriums vom Könige auf Lebenszeit ernannt, im Falle 
kommiſſariſcher Beſchäftigung durch die Aufſichtsbehörde berufen. 


SE 

Die Beamten der Anftalt haben die Rechte und Pflichten der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten. 

Ihre Beſoldungen, Penſionen und ſonſtigen Dienſtbezüge, ſowie die 
Penſionen und Unterſtützungen für ihre Hinterbliebenen trägt die Anſtalt, der 
auch die Beſtreitung der ſächlichen Verwaltungsausgaben obliegt. 

Der Etat der perſönlichen und ſächlichen Verwaltungsausgaben iſt vom 
1. April 1896 ab alljährlich dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen. 


$. 10. 
Die Rechnungen der Anſtalt unterliegen der Reviſion durch die Ober- 
Rechnungskammer. 
Die Form, in welcher die Rechnungslegung zu erfolgen hat, wird durch 
die Aufſichtsbehörde beſtimmt. Die hierüber ergehenden Beſtimmungen ſind der 
Ober⸗Rechnungskammer mitzutheilen. 


8511. 

Die Anſtalt wird in allen Fällen, und zwar auch, wo die Geſetze eine 
Spezialvollmacht erfordern, durch die Unterſchrift des Direktoriums verpflichtet, 
ſofern dieſe Unterſchrift von zwei Mitgliedern des Direktoriums oder den als 
Stellvertreter der letzteren bezeichneten Beamten vollzogen iſt. 
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$. 12. 

Zur beiräthlichen Mitwirkung bei den Geſchäften der Anſtalt wird ein Wus- 
ſchuß aus ſachverſtändigen Perſonen gebildet. Dabei ſind die Vereinigungen u. ſ. w. 
($. 2), welche mit der Anſtalt in regelmäßigem Geſchäftsverkehr ſtehen oder fich 
an derſelben mit Einlagen betheiligen ($. 5), thunlichſt zu berüdfichtigen. 

Der Ausſchuß verſammelt ſich unter Vorſitz des Direktors der Anſtalt 
wenigſtens einmal jährlich, kann von demſelben aber auch ſonſt nach Bedarf 
berufen werden. 

§. 13. 


Dem Ausſchuß iſt Kenntniß von dem geſammten Stand der Geſchäfte zu 
geben, er ift berechtigt, ſeinerſeits Vorſchläge über die etwa gebotenen Maßregeln 
zu machen. 

Insbeſondere iſt der Ausſchuß gutachtlich zu hören über: 

1) die Grundſätze für die Kreditgewährung, namentlich die Höhe des 

Zinsfußes, die Friſten und die Siderheitsleiftung ; 

2) die Grundſätze für die Annahme von Spareinlagen; 

3) die Bilanz und die Gewinnberechnung, welche nach Ablauf des 
Geſchäftsjahres vom Direktorium aufgeſtellt und mit deſſen Gutachten 
der Aufſichtsbehörde zur endgültigen Feſtſetzung überreicht wird. 

Allgemeine Geſchäftsanweiſungen und Dienſtinſtruktionen ſind dem Ausſchuſſe 
alsbald nach ihrem Erlaſſe (§. 7) zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 


$. 14. 
Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung und den Geſchäfts⸗ 
kreis des Ausſchuſſes erfolgen im Wege Königlicher Verordnung. 
§. 15. 
Aufſichtsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes ift der Finanzminiſter, welcher 
auch die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu treffen hat. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 31. Juli 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Hammerſtein. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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